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Anderungen der Straf- und BuBgeldvorschriften im UStG ab
01.07.2021 - (K)Ein Grund zur Panik?

Durch das JStG 2020 treten Anderungen der Straf- und BuRgeldvorschriften in Kraft.
Betroffen sind nicht nur die Falle der besonders schweren Steuerhinterziehung.

BuBgeldvorschriften - insbesondere der neue § 26a Abs. 1 UStG ab dem 01.07.2021
Durch das JStG 2020 sind alle umsatzsteuerlichen Ordnungswidrigkeitstatbestande in § 26a
UStG zusammengefuhrt worden. Die bisher in § 26b UStG geregelte Schadigung des
Umsatzsteueraufkommens findet sich in gednderter Form in § 26a Abs. 1 UStG wieder, der
zusatzlich um die Verweise auf alle neu aufgenommenen Entrichtungsgebote erganzt wurde
(88 18, 18i, 18], 18k UStG). Im Rahmen der Novelle wurde das urspringliche
Tatbestandsmerkmal des § 26b UStG ,in einer Rechnung ausgewiesene Steuer” gestrichen,
so dass es fur das Vorliegen einer Pflichtverletzung nur noch darauf ankommt, dass die
fallige Umsatzsteuer nicht rechtzeitig gezahlt wird. Ausreichend ist jede Form der
vorsatzlichen und rechtswidrigen Nichtzahlung einer angemeldeten oder festgesetzten
Umsatzsteuer. Nach der Gesetzesbegriindung sind auch erstmalige VerstdRe grundsatzlich
ahndungswirdig. Das erforderliche Verschulden des Steuerpflichtigen richtet sich dabei
nach den allgemeinen Regeln des OWiG. Bei der Verfolgung von GesetzesverstéRen wird
dem im Ordnungswidrigkeitsrecht geltenden Opportunitdtsgrundsatz daher eine
tragende/zentrale Rolle zukommen. Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit liegt im
pflichtgemaRRen Ermessen der Verfolgungsbehdrde. Zudem wurde der obere
BuBgeldrahmen fur die Falle der Nichtzahlung der Umsatzsteuer von 50.000 EUR auf 30.000
EUR herabgesetzt und der unmittelbar mit § 26b UStG zusammenhangende Straftatbestand
des § 26¢ UStG redaktionell angepasst. Die Anderungen treten mit Wirkung ab 01.07.2021 in
Kraft.

Auswirkungen fiir die Praxis: Unterschied zwischen Theorie und Praxis

Jede Nichtzahlung der Umsatzsteuer erfillt den objektiven Tatbestand des § 26a Abs. 1
UStG. Das gilt unabhangig vom Vorliegen eines méglichen Hinterziehungssachverhalts.
Damit werden auch die Falle erfasst, in denen der Steuerpflichtige schlicht vergisst, die
angemeldete Umsatzsteuer fristgemaR zu zahlen oder etwa zahlungsunfahig ist. Im Rahmen
der Verfolgung ist der Steuerpflichtige somit von der Ermessensausibung der Verwaltung
abhangig. Anders formuliert: Bei einem Masseverfahren, wie dem der
Umsatzsteuererhebung, wird die Verwaltung den ihr zustehenden Ermessensspielraum im
Rahmen des EntschlieBungs- und Auswahlermessen schon im eigenen Interesse praktisch
dahingehend ausuben, weniger schwerwiegende Verstdl3e von Steuerpflichtigen nicht
weiter zu verfolgen. Schon aus personellen Grinden wird die Verwaltung nicht jeden Fall,
den sie theoretisch der BuRgeld- und Strafsachenstelle melden kénnte, weil der objektive
Tatbestand verwirklicht wurde, tatsachlich auch weitergeben. Denn das hatte nichts mehr
mit der Bekampfung der organisierten Umsatzsteuerhinterziehung zu tun, die den Sinn und
Zweck der Vorschrift bildet und auch nach der ausfuhrlichen Gesetzesbegrindung
angestrebt wird. Offen ist bislang, ob die Finanzverwaltung ein BMF-Schreiben plant, in dem
sie sich Uber die Art der fehlenden Zahlung (Nichtzahlung, verspatet, Gber welchen
Zeitraum), eine moégliche Zahlungshdhe sowie die Frage, in welcher Héhe eine Sanktion
durch BuRRgeld erfolgen kann, du3ern wird. Damit wurde jedenfalls eine einheitliche
Anwendung der Vorschriften sichergestellt werden.

Verldngerung der strafrechtlichen Verjahrungsfrist fiir Steuerhinterziehung in
besonders schweren Féllen ab dem 01.01.2021 - § 376 Abs. 1 AO

Seit dem Inkrafttreten des JStG 2020 am 29.12.2020 gilt fur alle bis dahin noch nicht
verjahrten Steuerhinterziehungen in besonders schweren Fallen die strafrechtliche
Verjahrungsfrist von 15 Jahren. Zu den Steuerhinterziehungen in besonders schweren
Fallen zahlt auch die Hinterziehung im grolRen Ausmal3. Eine Hinterziehung im grof3em
Ausmali liegt regelmaRig vor, wenn der Hinterziehungsbetrag 50.000 EUR je Tat Ubersteigt.
Dieser Betrag ist bei der Umsatzsteuer schnell erreicht. Die Verpflichtung zur Berichtigung
sowie die Abgabe einer strafbefreienden Selbstanzeige sind die Folge. Aufgrund der



Verlangerung der strafrechtlichen Verjahrungsfrist gilt allerdings auch ein 15jahriger
Berichtigungszeitraum im Rahmen von Offenlegungen. Zudem kommt es durch die
Verldngerung der strafrechtlichen Verjahrungsfrist im Ergebnis auch zu einer Verlangerung
der steuerlichen Festsetzungsverjahrung (durch Ablaufhemmung). Auswirkungen hat die
Verlangerung auch auf die Dauer der Aufbewahrung von steuerrelevanten Unterlagen. Die
Regelung ist zum 29.12.2020 in Kraft getreten und ist auf alle Taten, die zu diesem Zeitpunkt
noch nicht verjdhrt waren, anzuwenden.

Betroffene Normen
8§ 26a Abs. 1, 26b, 26¢, §8 18, 18i, 18j, 18k UStG
§ 376 Abs. 1,371, 153, 169, 171 Abs. 7 AO

Fundstelle
Jahressteuergesetz 2020 (JStG 2020) vom 21.12.2020, BGBI | 2020, S. 3096 ff (Leseversion)

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthalt ausschliel3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
far wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon sttitzen,
handelt dieser ausschlielich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Ubernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-12-28-JStG-2020/4-Verkuendetes-Gesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=2

	Änderungen der Straf- und Bußgeldvorschriften im UStG ab 01.07.2021 – (K)Ein Grund zur Panik?
	Bußgeldvorschriften - insbesondere der neue § 26a Abs. 1 UStG ab dem 01.07.2021
	Auswirkungen für die Praxis: Unterschied zwischen Theorie und Praxis
	Verlängerung der strafrechtlichen Verjährungsfrist für Steuerhinterziehung in besonders schweren Fällen ab dem 01.01.2021 - § 376 Abs. 1 AO
	Betroffene Normen
	Fundstelle


